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Die Forderungen der Demokraten
Trimborns weitere Verſuche Bürgerlicher Block oder alte Koalition?

Die Deutſche Volkspartei am Scheidewege
v. Verlin, 16. Juni.

ueber den Stand der Verhandlungen des geſtrigen Tages
wird gemeldet: Die Verſuche Trimborns, eine nach rechts er
weit e Koalition mit Einſchluß der Sozialdemokraten zuſtande
zu vringen, ſind am Widerſtand der Mehrheitsſozia-
ſten geſcheitert. Auch die zweite Möglichkeit, die alte
Koalition mit der Bayeriſchen Volkspartei zu erweitern, mußte
Dr. Trimborn fallen laſſen, da die Sozialdemokraten dieſem Ge
danken den größten Widerſtand entgegenſetzten.
von ſozialdemokratiſcher Seite wird dazu erklärt: „Ein Zu
ſammenarbeiten zwiſchen Sozialdemokratte und Bahyeriſch
Lolkspartei iſt unmöglich. Einmal wegen der Perſon Dr. Heims,
dann wegen des Verhaltens der Bayeriſchen Volkspartei während
der Wahlen. Außerdem würde ein ſolcher Block nur. eine ver-
hältnismäßig ſchwache Mehrheit haben.“

Wie der „Vorwärts“ berichtet, ſetzte ſich Abg. Dr. Trimborn
nach ſeiner Beauftragung mit der Bildung eines neuen Kabinetts

der Sozialdemokraten, den
Genoſſen Müller und Löbe, in Verbindung und fragte ſie, ob ſie
einer nach rechts erweiterten Koalition beitreten könnten, wenn
das Zentrum darin die Führung übernimmt. Nach der Ver-
neinung wandte er ſich einer zweiten Kombination zu, nämlich
Fortführung der alten Koalition, die mit Einſchluß der
Sayeriſchen Volksportei 243 Mandate, alſo eine knappe Mehrheit,
umfaſſen werde. Mit ſolchen knappen Mehrheiten ſei in Bayern
fünf Jahre, in Belgien vier Jahre mit Erfolg regiert worden.
Genoſſe Löbe erwiderte ihm, daß die Sozialdemokratiſche Fraktion
auch an ſolchen Konſtellationen nicht teilnehmen könne. Erſtens
könne die Sicherheit der zukünftigen Mehrheit nicht auf die
Vayeriſche Volkspartei des Dr. Heim begründet werden, und

itens gäben dieſe Ziffern nur eine Scheinmehrheit an, welche
durch die Nichtwahl der Abſtimmungsgebiete herbeigeführt wor-
den ſei. Genoſſe Müller fügte hinzu, daß eine von ſo geringer
Rehrheit getragene Regierung nicht mit der nötigen Autorität
nach Spa gehen könne.

Darauf brachte Herr Trimborn eine dritte Möglichkeit zur
Sprache, nämlich einen Block der Mitté, der aus Demo
kraten, Zentrum und Volkspartei beſtehen würde. Zwar könnte
dieſer nur 188 Abgeordnete aufweiſen, aber vielleicht auf
wohlwollende Neutralität der Nachbarpar-
teren, beſonders der Sozialdemokraten, rechnen. Die Sozial
demokratie, welche doch ſicher auch die Herſtellung eines regie-
rungsfähigen Kabinetts wünſche, dürfe eine ſolche Bildung nicht
ſchroff ablehnen, ſondern müſſe die Verbindung mit der Ver
gangenheit und der Zukinft aufrecht erhalten. Sie könne ja
evtl. einen Fachmi niſter als Sicherheilswache im Kabinett
urücklaſſen. Ein allen genehmer Reichskanzler ſei vielleicht inFenn Fehrenbach zu gewinnen. Beſonders hervortretende
Vertreter des Großkapitals oder des Alldeutſchtums würden in
einem ſolchen Kobinett nich; enthalten ſein.

Da die Sozialdemokratiſche Fraktion zu einer ſolchen Koali-
kion noch nicht Stellung genommen hatte, mußten die beiden ge-
nannten Vertreter ihre Stellungnahme bis nach erneuter Rück
prache mit ihren Auftraggebern vertagen. Genoſſe Müller ver-a aber im voraus, daß eine ſolche Regierung nach ihren
aten beurteilt werden müßte und jeder Verſuch, auswärtige

Politik nach dem Kezept der Deutſchen Volkspartei zu treiben,
don der Sozialdemokratie aufs ſchärfſte bekämpft werden müßte.

Es bleibt alſo nur noch die zweite Kombination: das Kabi-
nett der Mitte, beſtehend aus Zentrum, Deutſcher Volkspartei
und Demokraten. Dr. Trimborn hat ſich daraufhin mit den
Führern der Deutſchen Volkspartei und den Demokraten in
Verbindung geſetzt. Die Deutſche Volkspartei iſt von vornherein
bereit, an einer Koalition der Mitte teilzunehmen. Bei den
Demokraten ſind die Meinungen geteilt. Der Flügel, der unter
der Führung des früheren Vizekanglers Schiffer ſteht, neigt
dazu, an einer ſolchen Kombination teilzunehmen. Erhält dieſe
Gruppe das Uebergewicht in der Fraktion, dann iſt ein „Block
geſchaffen. Die Mehrheit beſitzen dieſe drei Fraktionen nicht.
Sie könnten alſo nur ein Kabinett der Minderheit
ſtellen, das, um die Geſchäfte führen zu können, auf die wohl
wollende Neutralität entweder der Deutſchnationalen oder
der Mehrheitsſozialiſten angewieſen wäre, ſich alſo immer
wechſelnde Mehrheiten verſchaffen müßte.
Da nun das Kabinett der Mitte in die Wirklichkeitsnähe

rüct. beginnen die Demokraten ihre Forderungen aufzuſtellen.
Darüber drahtet unſer Mitarbeiter:

h. Berlin, 15, Juni.
Wie verlautet, hat Dr. Trimborn auch heute mit der

demokratiſchen Partei Fühlung genommen. Hierbei überreichte
der Vorſitzende der demokratiſchen Partei, Senator Dr. P et er
ſen, eine formulierte Erklärung, in der es heißt: Es erſcheine
ausgeſchloſſen, daß die demokratiſche Partei ſich bereit erklärt,
in Kabinett zu bilden, ohne vorher das ſachliche Programm
ded Kabigetts und ſeine Zuſammenſetzung zu kennen. Unſere
Vartei erklärt ſich, unbeirrt durch die Gehäſſigkeit des gegen uns
geführten Kampfes, ohne parteipolitiſche Voreingenommenheit
bereit, ſachlich und poſitiv an einem Kabinett mitzuarbeiten,
das durch feine Perſönlichkeiten und durch ſein Programm die
Gewähr für den politiſchen und wirtſchaftlichen Wiederaufbau
gbt, Als unerläßliche Beſtandteile dieſes Programms werden
dann in der Erklärung u. a. folgende Punkte bezeichnet:
eſſen Malzloſo und unbedingte Anerkennung der Weimarer

a ung,
Ablehnung und Bekämpfung jeder monarchi

iſſchen Agitation,
Bekämpfung der Klafſſenherrſchaft,an jeden Klaſſen- nud Raſſen-

Beſetzung der Aemter ohne parteipolitiſche Rückſichten mit
Perſonen, die ſich auf dem Boden der Verfaſſung ſtellen, die
aber auch gleichzeitig das Amt auszufüllen geeignet ſind.

Dieſe Forderungen der Demokraten dürften Anlaß zu
größeren Auseinanderſetzungen geben. Die beiden Punkte: „Auf
dem Voden der Weimarer Verfaſſung“ und „Ablehnung jeder
monarchiſtiſchen Agitation“ ſchließen einander aus. Die Ver
faſſung des Deutſchen Reiches gibt ſelbſt an, auf welchem Wege
ſie geändert werden kann, nämlich ſo ſagt S 76 wenn durch
Zweidrittelmehrheit eine Verfaſſungsänderung beſchloſſen wird.
Wenn alſo die auch durch die Verfaſſung feſtgelegte freie Mei-
nungsäußerung, Preſſe- und Verſammlungsfreiheit es zuwege
bringt, die Volksmeinung für die monarchiſtiſche Staatsform zu
überzeugen und im Parlament eine Zweidrittelmehrheit herzu
ſtellen, ſo könnten ſelbſt die Demokraten nicht dagegen Sturm
laufen. Die Verfaſſung ſagt nicht, daß die republikaniſche
Staatsform Deutſchlands für alle Zeiten feſtgelegt iſt und nie
mals beſeitigt werden darf. Wenn alſo die Demokraten Ableh-
nung und Bekämpfung jeder monarchiſtiſchen Agitation fordern,
ſo ſetzen ſie ſich damit in Widerſpruch mit dem Geiſt und dem
Wortlaut der Verfaſſung und fordern von der Deutſchen Volks
partei mithin einen Verfaſſungsbruch.

Jnzwiſchen wird gemeldet, daß Trimborn bereits wieder an
der alten Koalition arbeite. Wir verzeichnen dieſe Nachricht, ob
gleich nach der Abſage durch die Mehrheitsſozialiſten wenig
Wahrſcheinlichkeit einer Aufrichtung der alten Koglition beſteht:

h. Berlin, 15. Juni.
Heute nachmittag fanden, wie in parlamentariſchen Kreiſen

verlautet, Beſprechungen zwiſchen Vertretern des Zentrums
und der Demokraten ſtatt Nach dem Ergebnis muß man
damit rechnen, daß die alte Mehrheitskoalition zu-
ſtande kommen wird, trotzdem dieſe über keine tragfähige Mehr-
heit verfügt. Trimborn geht von der Vorausfetzung aus, daß
dieſer „Block“ von der Deutſchen Volkspartei unter-
ſt ützt wird. Die Stellung der Sozialdemokratie iſt noch nicht
geklärt, jedoch iſt anzunehmen, daß ſie jeder der beiden Kombi-
nationen wohlwollend gegenüber ſteht.

Eine deutſchnationale Erklärung
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

h. Berlin, 15. Juni.
Von der Reichstagsfraktion der Deutſchnationalen

Volkspartei wird mitgeteilt: t
„An die Deutſchnationale Fraktion hat ſich bis zur Stunde

keiner der mit der Regierungsbildung betrauten Herren mit dem
Erſuchen um Teilnahme an den Verhandlungen gewandt.
muß um ſo mehr befremden, weil durch die veröffentlichten Er
klärungen der Fraktion und durch die Haltung, die von deutſch
nationaler Seite ſeit den Wahlen eingenommen iſt, die Bereit
willigkeit der Partei feſtſteht, den Bedürfniſſen des Vaterlandes
gevecht zu werden. Jn der geſtrigen Sitzung der Sroktion beſtand
Uebereinſtimmung dariüber, daß die deutſchnationale
Fraktion, nachdem durch die Haltung der Sozialdemokraten jede
Koalition zwiſchen bürgerlichen Parteien und Sogialdemokraten
vereitelt wurde, eine Regierungsbildung der bürgerlichen Parteien
erſtrebt wird. Auch das könnte nicht ohne Opfer der bisherigen An
ſchauungen und der Parteiintereſſen geſchehen. Dieſe Opfer
auf ſich zu nehmen, erſcheine der Fraktion in Hinſicht auf die be
vorſtehenden Verhandlungen in Spa und auf die Gefahr der von
radikaler Seite ausdrücklich angekündigten Verſuche gewaltſamer
Umſtürzung der Verfaſſung als eine vaterländiſche Pflicht. Wenn
dieſe vaterländiſche Notwendigkeit ſich nicht et en Iaſſen ſollte,
ſo kann das jedenfalls nicht auf das Verhalten der Deutſchnatio
nalen Volkspartei zurückgeführt werden.“

Keine Auflöſung der preußiſchen
Landesverſammlung

(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)
w. Berlin, 15. Juni.

Entgegen dem unabhängig- ſozialiſtiſchen Antrag, wegen des
Ergebniſſes der Reichstagswahlen die Auflöſung der
Landesverſammlung herbeizufühven, beſchloß der Ver
faſſungsausſchuß der preußiſchen Landesverſammlung, mit der
Beratung der Verfaſſung mergen, Mittwoch, zu be
ginnen.

Umgeſtaltung der badiſchen Regierung
c. Karlsruhe, 15. Juni.

Jnnerbalb der badiſchen Regierung ſtehen Veränderungen
unmittelbar bevor. Der Miniſter des Aeußern Dietrich, Mit
glied des neuen Reichstags, wird ſich gang der Reichspolitik
widmen und ſein badiſches Miniſterportefeuill2 niederlegen
Dieſes Miniſterium wird in Baden nicht mehr neu beſetzt, ſon
dern dem Juſtizminiſterium angeſchloſſen werden. Ferner wird
das Miniſterium für militäriſche Angelegenheiten aufgelöſt wer
den, auch beabſichtigt der badiſche Staatspräſident Geiß, ſich von
der Regierungstätigkeit zurückzuziehen. Ueber die Frage der
Abſchaffung der Staatsräte innerhalb der badiſchen Regierung
werden au licklich Verhandlungen iſchen der ialdemoSratie und e aepfloger 22 So

Das

entſprechende Beſtimmungen

Heeres und Marinekammern
Durch Verordnung des Reichspräſidenten vom 3. Juni 1920

iſt die Bildung einer vorläufigen Heeres und einer
Marinekammer angeordnet worden. Damit iſt dem Ver-
langen des Heeres nach einer berufsſtändiſchen Vertretung
Rechnung getragen worden, dem ſchon ſeit langer Zeit die mili-
täriſche Preſſe und die Truppe mündlich oder in Berichten und
Vorſchlägen Ausdruck gegeben hat.

Jm Laufe des Jahres 1919 hatte ſich ein neues, bis dahin
als diſziplinwidrig und unmilitäriſch erkanntes Verfahren
herausgebildet, Wünſche, Anregungen und Vorſchläge der
Truppe zur Kenntnis des Miniſteriums zu bringen. Abordnun-
gen von Truppen, einzelne Offiziere uſw. erſcheinen faſt täglich
in Berlin, irren umher, bis ſie die zuſtändige Stelle gefunden
haben und können im allgemeinen nichts weiter wie die Zuſage
einer Prüfung ihrer Angelegenheit erhalten. Dieſer Zuſtand
durfte im Jntereſſe der Diſziplin nicht ein dauernder werden.
Die Zweckmäßigkeit, der Truppe ein Sprachrohr zu geben, durch
das ſie auch ohne Dienſtweg zur Zentralſtelle ſprechen kann,
wurde anerkannt.

Dieſe Beweggründe führten dazu, ſich den veränderten
Verhältniſſen anzupaſſen, vom Althergebrachten abzugehen und
in der Heereskammer ein Ventil für die Truppe zu ſchaffen,
eine lebendige Verbindung zwiſchen Zentralſtellen und Truppe,
die vom Vertrauen des Heeres und des Miniſteriums getragen
wird.

Die dem Chef der Heeresleitung unterſtellte Heeres-
kammer ſoll dieſen beraten und Gutachterinſtang ſein. Dem-
entſprechend umfaßt das Arbeitsgebiet der Kammer die Mit-
arbeit an den Geſetzesvorlagen, die ſich auf die
Wehrmacht beziehen und die Begutachtung von Wünſchen und
Anregungen der Wehrmacht grundſätzlicher Art. Alſo einerſeits:
die Heranziehung zur Mitarbeit von der Zentralſtelle aus und
anderſeits: die befruchtende Anregung der Zentralftelle aus
dem Heere heraus.

Die Mitglieder der Kammer werden in geheimer Wahl ge-
wählt Man mußte ſich den heutigen Verhältniſſen anpaſſen und

für das Wahlverfahren geben.
Die Berufsvereinigung der aktiven Offiziere des Deutſchen
Offizierbundes hat ſich gegen die Wahl ausgeſprochen.
verlangt Beſtimmung der Mitglieder durch die Berufsvereini-
gung. Jm Falle der Zuſtimmung hätte dem Reichswirtſchafts
verband deutſcher Berufsſoldaten das gleiche Zugeſtändnis ge-
macht werden müſſen. Und dann hätten die in den Fachgruppen
der beiden Bünde nicht zuſammengeſchloſſenen Minderheiten
keine Vertretung gehabt. Die Mannſchaftsmitglieder werden
von ihren Vertrauensleuten gewählt.,

Um den beabſichtigten Charakter der Kammer, eine Ver
tretung der Truppe zu bilden, unbedingt zu wahren, iſt
beſtimmt worden, daß nur Frontoffiziere und keine in
Schreiberſtellen tätigen Unteroffiziere und Mannſchaften wähl-
bar ſind. Die Truppe ſoll vertreten ſein und nicht die Stäbe.

Die Kammer gliedert ſich in Ausſchüſſe. Es ſollen beſtehen
6 Sonderausſchüſſe, je einer für Angelegenheiten der Offiziere,
Sanitätsoffiziere, Veterinäroffiziere, Feuerwerks- und Zeug-
offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften. Jn dieſen Sonder-
ausſchüſſen ſitzen alle Mitglieder der einzelnen Dienſtgrade, ſo
daß z. B. der Mannſchaftsausſchuß aus 29 Mannſchaften be-
ſteht: in ihnen wird vorausſichtlich im weſentlichen die aus der
Truppe herauskommende Arbeit geleiſtet werden. Anders iſt es
mit dem Hauptausſchuß. Er wird die das Heer in ſeiner Ge-
ſamtheit berührenden Fragen und entſprechend vor allem Ge
ſetzesvorlagen bearbeiten. Mit Rückſicht auf die Bedeutung des
Arbeitsgebiets kommt es nicht auf die möglichſt zahlreiche Ver-
tretung aller Dienſtgrade in dieſem Ausſchuß an, ſondern in
erſter Linie auf die Vertretung der Dienſterfahrung.

Die Wahlen zur Heereskammer haben in der Zeit
1. bis 10. Juli ſtattzufinden.

Den gleichen Beweggründen wie die Heereskammer verdankt
die Marinekammer ihre Begründung, die dem Chef der
Admiralität unterſtellt wird. Bei wichtigen Lebensfragen
der geſamten Wehrmacht kann der Reichswehrminiſter beide
Kammern zu gemeinſamer beratender Tälig-
keit vereinigen. Da Tätigkeitsgebiet der Marinekammer
entſpricht dem der Heereskammer, auch ihre Mitg'ſieder werden
geheim gewählt. Sie berät in einem Hauptausſchuß und in
5 Sonderausſchüſſen in folgender Zuſammenſetzung: a) Haupt-
ausſchuß: 9 Offiziere, 1 Sanitätsoffizier, 3 Dedckhkoffiziere,
83 Unteroffiziere, 4 Mannſchaften. Hierzu tritt je ein von der
geſetzlichen Beamtenvertretung bezeichneter oberer oder unterer
Beamter der Wehrmacht; b) I. Offigzierausſchuß: 9 Offiziere
c) II. Sanitätsoffizierausſchuß: 3 Sanitätsoffiziere; d) III. Deck-
offizierausſchuß: 3 Deckoffiziere; e) IV. Unteroffigzierausſchuß:
4 Unteroffiziere; V. Mannſchaftsausſchuß: 6 nnſchaften.

Die Heereskammer beſteht aus 1 Offizier aus dem
Bereich der Heeresleitung und des Generalquartiermeiſters und

von jedem Gruppenbezirk je einem General, Regiments
kommandeur, Stabsoffizier, Generaloberarzt oder Oberſtabsargzt,
Stabsargzt oder Oberſtabsarzgt oder Aſſiſtenzargt, je einem
Hauptmann oder Oberleutnant oder Leutnant von jedem Wehr
kreiſe, insgeſammt 168 Unteroffigieren und W Mannſchaften der
verſchiedenen Waffengattungen aus allen Wehrkreiſen, 1 Gene
ralſtabsarzt oder Generalarzt, 1 Generalveterinär ader General

1 OQlerkkobkeäe. 1 Shakketerinär ader

d

vom



Verdederdnerr oder Vetertnär, 3 Feuerwerts oder Zeugoffizie
cen, 1 oberen und 1 unteren Beamten der Wehrmacht.

Die Marinekammer beſteht aus je einem Offigier der
Admiralität, Flaggoffizier und aus beiden Stationsbereichen
zu wählen aus je einem Offigier des Marineingenieurweſens,
Generalarzt oder Generaloberarzt oder Oberſtabsarzt,
offigier (Seeoffizier), je 2 Kapitänleutnants oder Oberleutnants
oder Leutnants (und zwar je 1 Seeoffizier und 1 Offizier des
Marineingenieurweſens), je 1 Marineſtabsarzt oder Marine
oberaſſiſtenzarzt oder Marineaſſiſtenzarzt, Deckoffigier, Unter
offizier von den Landmarineteilen und je 8 Mann (je 2 von
den Landmarineteilen und 1 von den Seeſtreitkräften), ferner
1 Deckoffizier und 2 Unteroffizieren von den Seeſtreitkräften
und 1 oberen und 1 unteren Beamten der Wehrmacht.

mißtöne auf der Reich ſchulkonferenz
Auf der zurzeit in Berlin beratenden Reichsſchulkonferenz
ſind Erſcheinungen zutage getreten, die die ernſteſte Beachtung
aller Kreiſe verdienen, denen das Wohl unſeres Volkes am
Herzen liegt. Daß dort auch Jugendliche auftreten konnten, hat
ſelbſt die Teilnehmer der Tagung zum Teil nicht nur eigenartig
berührt, ſondern auch überraſcht. Daß der erſte dieſer Redner,
wenn man einen jungen Mann, der ſeine Ausführungen einfach
vom Papier ablieſt, ſo nennen darf, ganz offen als Vertreter
der ſozialdemokratiſchen Jugendorganiſation bezeichnet wurde,
iſt kenngeichnend für die Zuſtände im heutigen Syſtem. Fort
geſetzt betont der Volksbildungsminiſter, der Schule müſſe die
Politik ferngehalten werden; ein Grundſatz, den man vielfach
geradezu zur gewaltſamen Unterdrückung nationaler Geſinnung
in der Jugend ausnützen möchte; auf der Reichsſchulkonferenz
aber erhält das Wort zu einer obendrein recht anmaßlichen Vor
leſung ein Vertreter der ſozialdemokratiſchen Jugendorgani-
ſation, der die verſammelten Schulmänner über ihre Verant
wortung der Jugend gegenüber belehren will. Daß er damit
Beifall nicht nur auf der Tribüne fand, ſondern auch bei einem
Teil der Lehrer im Saal, zeigt leider, wie völlig unter dem
jetzigen Syſtem mit ſeiner einſeitig beſchränkten Parteiwirtſchaft
das Gefühl dafür abhanden zu kommen droht, worin die Auf
gaben und Pflichten der Volkserziehung liegen. Dieſe Lehrer
werden ja bald durch die Zuchtloſigkeit des heranwachſenden Ge
ſchlechts darüber belehrt werden, was heute an unſerer Jugend
von verblendeten Parteifanatikern oder gewiſſenloſen Krippen-
politikern geſündigt wird.

Noch bedenklicher aber waren Erſcheinungen, die ſich bei
dem Auftreten eines anderen jugendlichen Redners, der wirklich
ein ſolcher war, bemerkbar machten. Die Regie hatte wenigſtens
ſo viel Unparteilichkeit beſeſſen, neben der Vertretung der ſozial
demokratiſch organiſierten Jugend auch einem chriſtlich geſinnten
Jugendlichen das Wort zu verſtatten, Vielleicht allerdings ohne
zu ahnen, wie überlegen im Auftreten und vor allem der Sache
nach dieſer dem roten Vorredner war. Daß ſeine Ausführun-
gen, beſcheiden und doch wirkungsvoll, großen Eindruck machten,
war offenbar den radikaleren Elementen der Konferenz höchſt
unangenehm Bei der lebhaften Zuſtimmung, die dieſer Redner
fand, war es ihnen jedoch nicht leicht, ihren Widerſpruch zur
Geltung zu bringen, ohne ſich die Blöße zu geben, gegen gute,
zu Herzen gehende Worte zu demonſtrieren. Unter ieſen Um
ſtänden ſammelte ſich offenbar bei den ſozialiſtiſchen Konferenz
teilnehmern ein Mißbehagen an, das danach brannte, ſich Luft
zu machen, und es dann auch in einem Augenblick tat, wo es
das lebhafteſte Befremden erwecken muß. Der jugendliche Red
ner ſchloß mit dem warmen Appell an die Verſammlung:
„Darum fordern wir namens der evangeliſchchriſtlichen Jugend-
bewegung für alle, die es wünſchen, den Religionsunterricht und
befinden uns damit auf dem Boden der Freiheit, den die Ver
faſſung uns gibt.“ Und gegenüber dieſer Wendung, die wohl
verdienten Beifall weckte, hielt es ein Teil der Verſammlung
für angebracht, durch Ziſchen Widerſpruch zu erheben. Gewiß
hat jeder Teilnehmer einer Veranſtaltung das Recht, wie ſeine
Zuſtimmung, ſo gelegentlich auch ſeine Nichtübereinſtimmung
mit Gedanken der Redner bemerkbar zu machen. Daß aber auf
dieſe Worte im Schoße einer derartigen Konferenz Ziſchen er
tönen konnte, das verdient beſonders hervorgehoben zu werden.
Es iſt das ein Zeichen von Unduldſamkeit auf ſeiten der radi
kalen, religionsfeindlichen Elemente, das hart an geiſtige und
ſittliche Unreife ſtreift. Es ſcheint demnach doch, als ſei bei der
e en der Konferenz und ihrer Vorbereitung nicht
ſo verfahren, wie es das Wohl unſerer Jugend erfordert. Es
iſt das ja auch auf der Konferenz ſelbſt in ordnungsmäßiger
Weiſe zum Ausdruck gebracht worden, indem Abg. D. Mumm
im Namen evangeliſch-kirchlicher Kreiſe die folgende Erklärung
abgab „Zur ſachlichen Mitarbeit nach wie vor bereit, habe ich
für eine Reihe bon Geſinnungsgenoſſen die Erklärung abzu
geben, daß etwaige Mehrheitsbeſchlüſſe ſowohl für die Parla
mente, wie für die Oeffentlichkeit ohne maßgebende Bedeutung
ſind! tung hat lediglich die Abſtimmung des einzelnen
durch das Gewicht, das der einzelnen Perſönlichkeit und dem von
chr vertretenen Kreiſe innewohnt. Die Zuſammenſetzung der
Reichsſchulkonferenz und die Ueberweiſung ihrer Mitglieder an
die Ausſchüſſe lag zum größten Teil in den Händen einer

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
Gleichzeitig eröffnen wir euch, daß wir von dem Rechte,

welches uns einem im Aufrhur befindlichen Orte gegenüber
verliehen iſt, Gebrauch machen, euren Ortsvorſteher Reiner
und euren Pfarrer Mathias als ungehorſame und aufrüh-
reriſche Rebellen entſetzen und zum Pfarrer der Gemeinde
Beidenburg den Pfarrer Vela Veczecy, zum Ortsevorſteher
den Gutsbeſitzer Andreas Stuchy aus Magyar-Skeleſſy er-
nannt haben.

Wir raten euch in aller Liebe, unſern Anordnungen
keinen Widerſtand entgegenzuſetzen, denn ihr werdet aus
unſerer euch hiermit kundgegebenen Willensmeinung er
kennen, daß wir entſchloſſen ſind, mit aller Schärfe euren
rebelliſchen Trotz zu brechen.“

Jn der Tat, das erkannten wir in dieſer Stunde, wenn
wir es nicht ſchon längſt erkannt gehabt hätten.

Es war klar: unſere Vergewaltiger haben gewartet, bis
der Friede mit Preußen ſicher war und ſie Militär zu unſerer
Unterdrückung zur Verfügung hatten. Dieſe Zeit war nun
gekommen, und jetzt gab es für ſie in dem Kampf um unſer
Deutſchtum kein Zaudern mehr.

Aber auch dieſe Erkenntnis brach unſere Widerſtands-

kraft nicht. JNachdem Reiner jenes Schriftſtück verleſen, gab er dem
Pfarrer Mathias das Wort.

Der aber ſprach alſo:
„Liebe Brüder und Gemeindegenoſſen! Bevor wir in

die Debatte eintreten, habe ich euch in meinem Namen und
im Namen unſeres guten und treuen Ortsvorſtehers Reiner
eine Erklärung abzugeben. Wir, Reiner und ich, haben uns
für euren Dienſt verpflichtet. Das Komitat erklärt euch,
daß wir unſer Amt niederlegen ſollen gut, wir ſind be
rein dazu wenn ihr ſelbſt es wünſcht! Wünſcht ihr aber,

Stabs

Reichregterung, die inzwiſchen dem Herrn Reichspräfſidenten
ihren Rücktritt erklärt hat und nur vorläufig die Geſchäfte fort
führt. Wir erwarten im Jntereſſe gedeihlicher, ſachlicher Arbeit
eine neue Durchſicht der Ausſchußzuſammenſetzung, damit in
ihr alle Richtungen zu Worte kommen.“

Volk, ſiehe Deine herren an,
es ſind lauter

„Ein Volk hat immer die Regierung, die es verdient.“
Damit das deutſche Volk ſich einmal darüber klar wird, was für
Herrſcher es verdient und wer ſich augenblicklich an die Regie
rungsfutterkrippe drängelt, beehren wir uns, es mit ſeinen er
lauchten Oberpräſidenten, Reichskommiſſaren, Polizei und Re
gierungspräſidenten und ſonſtigen reſpektablen Perſönlichkeiten
bekannt zu machen. Voila! Die Vorſtellung beginnt, t Gei
wir feierlich verſichern, es handelt ſich nicht um einen Karneval
ſcherz, ſondern um blutigen Ernſt:

Kürbis, Eiſendreher und Arbeiterſekretär Oberpräſident
von SchleswigHolſtein.

Philipp, Eiſendreher und Arbeiterſekretär Oberpräſi
dent von Schleſien.

Schulz, Torpedodreher Ernährungskommiſſar in Schles
s (die Stelle mit 17000 Mark wurde für ihn
geſchaffen).

Winnig, Maurer und Parteiſekretär Reichskommiſſar
für den Oſten.

König, Fabrikarbeiter Regierungspräſident in Arnsberg.
Lübbring, Arbeiter und Parteiſekretär Polizeipräſident

in Königsberg (iſt vor beſtraft einmal wegen Körpeo-
verletzung, je zweimal wegen Beleidigung und Hausfrie-
densbruch).

Fruenge, Parteiſekretär Polizeipräſident in Danzig.
Runge, Parteiſekretär Polizeipräſident in Elberfeld.
Etthöfer, Buchdrucker Direktor der ſtaatlichen Muſeen

in Gotha.
Wiczorowski, Arbeiter Bürgermeiſter von Staßfurt.

(Wegen Meineids mit Zuchthaus vorbeſtraft.)
Kobbenbrink, Gaſtwirt Landrat von Putzig

Wucher und Unterſchlagung ſtrafrechtlich verfolgt).
Daubenthaler, Parteiſekretär Landrat in Striegau.
Reichardt, Brauer Landrat in Oſthavelland.
Fiſcher, Buchdrucker Landrat in Neuhaldensleben.
Hahn, Maurerpolier Landrat in Wanzleben.
Müller, Schriftſetzer Landrat in Quedlinburg.
Bergemann, Zimmerpolier Landrat in Kalbe.
Bülow Arbeiterſekretär Landrat in Franzburg.
Hunger Arbeiterſekretär Landrat in Uſedom-Wollin.
Storch, Arbeiterſekretär Landrat in Ueckermünde.
Niendorff, Zigarrenarbeiter und Arbeiterſekretär

Landrat in Pinneberg.
Richter, Arbeiterſekretär Landrat in Süderdithmarſchen.
Pfaff, Parteifekretär Landrat in Rendsburg.
Haußmann, Gärtner Landrat in Hörde.
Thöne, Maurer Landrat in Witzenhauſen.

Vorſtehende Ausführungen haben wir der in München er
ſcheinenden Zeitſchrift Die rote Hand“ entnommen. Wir
giaubten, ſie unſeren Leſern nicht vorenthalten zu ſollen, da ſie
an ſich ein bezeichnendes Licht auf unſere derzeitigen „Volks-
führer“ werfen. Wir möchten ſie ſogar noch um einige Namen
erweitern:

Hörſing, Grobſchmied und Parteſſekretär Regierungs
präſident in Magdeburg.

Kaſparek, Redakteur Landtat in Sangerhauſen.
Weber, Handſchuhmacher und Parteiſekretär Bürger-

meiſter in Halberſtadt.
Reiwandt, Parteiſekretär Polizeidirektor in Halle.
Ad. Thiele, Redakteur und Schriftſteller Landrat des

Saalkreiſes.
Stammer, Varbier Landrat des Kreiſes Bitterfeld.

Spa und Brüſſel
d. Amſterdam, 15. Juni.

Nach einer Londoner Meldung ſagte Lloyd George
geſtern im Unterhauſe, das Datum der Konferenz von
Spa ſei mit Rückſicht auf die Bildung einer neuen deutſchen
Regierung noch nicht endgültig feſtgeſetzt worden, doch werde die
Konferenz wahrſcheinlich am 6. Juli beginnen. Die für
Brüſſel geplante Zuſammenkunft der führenden engliſchen und
h Staatsmänner ſei nicht durch neu hervorgetretene

zeſichtspunkte notwendig geworden, ſondern es ſei im Gegenteil
ſtets geplant geweſen, daß die Alliierten vor der Zuſammen-
kunft mit Deutſchland untereinander eine Beſprechung
abhalten.

Lloyd George ſagte ferner, die Frage des armeniſchen Man-
dates werde mit Rückſicht auf die ablehnende Haltung Amerikas
gegenwärtig von den alliierten Regierungen erwogen. Ueber
die Angelegenheiten zwiſchen Polen, Litauen und der Tſchecho
Slowakei bemerkte Lloyd George, zwiſchen den Parteien würden
gewiſſe Verhandlungen geführt. Möglicherweiſe werde es not
wendig ſein, die Angelegenheit vor den Völkerbund zu bringen.

(wegen

daß wir trotz hohem Komitat auf unſeren Poſten verbleiben,
ſo verbleiben wir und leiſten mit euch zuſammen weiter
Widerſtand gegen die beabſichtigte Vernichtung unſerer
Selbſtändigkeit. Ueberlegt in Ruhe, was ihr tun wollt, be
denkt die Folgen, die eure Entſcheidung haben kann, und
dann ſagt uns ruhig und gelaſſen, wie ihr beſchloſſen habt.“

Er ſchwieg und ſetzte ſich auf ſeinen Platz nieder.
Aber im ſelben Augenblick ſchon rief eine Stimme

mitten aus der Verſammlung:
„Da gibt es nichts zu überlegen bleiben, bleiben,

bei uns bleiben. das müßt ihrl“
Ein jubelnder Zuruf antwortete dem Sprecher, und die

ganze Schar der Gemeinderatsmitglieder drängte ſich um
Pfarrer und Ortsvorſteher, um ihre Hände zu ergreifen und
zu ſchütteln.Dann, als die Erregung ſich gelegt, ſtand Reiner auf
und ſagte:

„Wir danken euch, liebe Brüder, für das Vertrauen,
das ihr uns beweiſt! So wenig ihr von uns, ſo wenig wollen
wir von euch laſſen in der Stunde der Not! Seid treu und
einig und laßt uns geſchloſſen zuſammenſtehen bis in das
Elend, wie ihr es neulich gelobt habt!“

Ein kurzes Schweigen, während deſſen es mir war, als
hörte ich durch den Saal hin den Flügelſchlag des tapferen
deutſchen Genius, der uns nicht verlaſſen wolle.

Dann nahm Reiner wieder das Wort:
„Und nun, liebe Brüder, ſprecht euch aus, damit wir

wiſſen, was wir unſern Bedrängern zu antworten haben.“
Der greiſe Bornemann, der die Frauen des Pfarr

hauſes nach Wien und zurückgeleitet hatte und den wir alle
als einen Mann kannten, der das Schweigen, in das er ſich
zu hüllen pflegte, nur ſelten und nur bei dringender Not
wendigkeit brach, erhob ſich ſchwer und bedächtig. Und
ebenſo ſchwer und bedächtig floſſen ihm die Worte von den
Lippen:

„Jch meine, eine Bratung gibt es nicht mehrl Das
Schriftſtück da“ dabei deutete er auf den vor dem Orts
vorſteher liegenden, ſoeben verleſenen Erlaß des Komitats

w. Rotterdam, 15. Juni.
Der Vorſitzende der ukrainiſchen Delegation bei

der Friedenskonſerenz hat Llohd George einen Proteſt gegen
die Vertretung der Ukraine durch Kraſſin zugeſtellt, da die
Ukraine ſelbſtändig ſei und nicht unter der Herrſchaft der Vol
ſchewiſten ſtehe.

w. London, 15. Juni.
Der Erſte Lord der Admiralität teilt dem Unterhauſe mit

daß der Befehlshaber der engliſchen Seeſtreitkräfte im Schwarzen
Meer die Weiſung erhalten habe, ſtrenge Neutralität n
eobachten und den General Wrangel weder bei offenſiven

noch bei defenſiven Operationen zu unterſtützen.

verſchärfung des albaniſchen Kufſtandes
w. Amſterdam, 15. Juni

Einer Wlättermeldung aus Rom zufolge iſt die Lage in
Albanien äußerſt ernſt, da die albaniſchen Aufſtändiſchen d
Serben verſtärkt wurden, deren Uniformen und Waffen amerß
kaniſchen Urſprungs ſein ſollen.

c. Karlsruhe, 16. Juni.
Die „Neue Züricher Zeitung erfährt aus Mailand,

Hauptbahnhof in Mailand ſeit Sonntag von militäriſchen Vhtei.
lungen beſetzt und in weitem Umkreiſe abgeſperrt iſt, damit die
Streikenden keinen Zutritt zu ihm haben. Die von Mailand aus.
gehenden Züge ſind mit Truppen und Maſchinengewehren beſeht.
Der Fiſenbahnerſtreik dehnt ſich noch weiter aus. Bereits Vaben
die Eiſenbahner in dem Gebiet von Bologna den Dhympathieſtreit
beſchloſſen.
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Die Arbeiten der preußiſchen Landes-
verſammlung

th. Die Landesverſammlung hat in den 17 Monaten ihres
Beſtehens bis jetzt 65 Geſetze verabſchiedet. Ein großer Teil der
ihr zugedachten Aufgaben, darunter wichtige Vorlagen, iſt nounerleſot Nach einer amtlichen Ueberſicht hat die Lande

ſammlung noch zu verabſchieden den Etat 1920, die Verfaſſungs
vorlage, Entwurf über die Beſtellung von Mitgliedern des Reiche
rates durch die Provinzialverwaltungen, Entwurf über die Er
weiterung der Selbſtändigkeitsrechte der Provingzialverbände, Ent.

wurf über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem vreu-
ßiſchen Staate und dem preußiſchen Königshauſe, die Umlegunge.
ordnung, eine große Anzahl kleiner Vorlagen, Denkſchriften und
Narhweiſungen, einige Waſſergeſetze, 65 Anträge, 27 große An

fragen, 70 kleine Anfragen. JDie Arbeitsdispoſitionen für die nächſten Wochen wird der
Aelteſtenrat am 23. d. M. feſtlegen. Wichtige plenarreife Na
terien liegen nicht vor. Vorausſichtlich wird die Landesverſamm-
lung ſich bereits Anfang Juli auf längere Zeit vertagen. Die
endgültigen Entſcheidungen hängen von der Geſtaltung der poli
tiſchen Ereigniſſe im Reiche ab. Wenn jetzt von der preußiſchen
Regierung verbreitet wird, die Neuwahlen in Preußen würden
erſt im Winter erfolgen, ſo muß dem gegenübergehalten werden,
daß im Falle einer bürgerlichen Regierung im Reiche ein

er Ausweg bleibt kaum noch übrig nach dem Stande der
gegenwärtigen Verhandlungen in Preußen ein Miniſterium
Braun unmöglich bis in den Winter fortbeſtehen kann. Der
Wechſel der Regierung in Preußen bedingt auch Neuwahlen,
mögen dieſe auch bis in den Auguſt hinausgeſchoben werden.
Schon die nächſten Tage werden zeigen, daß in der Landesver-
ſammlung ein gedeihliches Arbeiten nicht mehr möglich iſt. Auch
wenn der Verfaſſungsausſchuß zunächſt arbeitet, an eine ſofor-
tige Erledigung der Verfaſſung in der Vollverſammlung denkt
niemand. Wie in Süddeutſchland, braucht auch Preußen einen
neuen Landtag. Schuld der Sozialdemokratie iſt es, daß die ver
faſſunggebende Landesverſammlung in 17 Monaten Feit fand,
67. Geſetze und 132 Anträge zu beraten, aber die Verfaſſungsvor
lage noch immer nicht über die Anfänge der Beratung hinaus-
gediehen iſt.

th. Zwangspenſion. Betreffs der geplanten geſetzlichen Mah
nahmen zur Beſeitigung der Ueberalterung der Beamtenſchaft
verlautet, daß geplant ſei, die Zwangspenſionierung bereits mit
60 Jahren (ſtatt bisher 65) einzuführen.

Anwachſen der chriſtlichen Bergarbeiterbewegung. Nach dem
Jahresbericht des Gewerkvereins der chriſtlichen Bergarbeiter hat
dieſer im Jahre 1919 ſeine Mitgliederzahl auf 152 216 gcſteigert.
Die Einnahmen ergaben einen Beſtand von 5 452 955 Mark. Da
geſamte Vermögen des Vereins beziffert ſich auf 6 592 (10 Mark.

Das Nachſpiel von Thal. Jn Marburg begannen geſtern vor
dem Gericht der ehemaligen 22. Diviſion die Verhandlungen wegen
der Vorkommniſſe bei Bad Thal in Thüringen. Angeklagt ſind
14 Studenten, zum großen Teil Offiziere wegen rechtswidrigen
Waffengebrauchs, in Verbindung mit Totſchlag.

Der neuernannte bulgariſche Geſchäftsträger, Generalkonſul
Dr Doſſiu Doskoß in Berlin, übergab dem Reichsminiſter es
Auswärtigen ſein Beglaubigungsſchreiben.

Seehafen Paris. Die Hafenkommiſſion, die ſich mit dem
Ausbau des Pariſer Hafens zum Seehafen befaſſen ſoll ſt
wieder ins Leben gerufen worden.

ne
„macht jede weitere Beratung überflüſſig. Wir wollen
Deutſche bleiben, und darum können wir das nicht annehmen,
was die hohen Herren und unſere Feinde von uns wollen.
Mit deutſchen Sitten, mit deutſchem Fleiß und deutſcher
Arbeit haben wir hier gelebt ſo wollen wir auch weiter
leben. Seht euch doch Waldhauſen an! Wie ſieht es da aus
ſeit die Fremden das Heft in den Händen haben? Daß
Gott erbarm! Alles verfällt, die fle
fortgezogen, ihre Beſitztümer haben ſie an die Ungarn ver
kauft, und dieſe arbeiten nach ihrer Weiſe! Mögen ſie es
aber von uns ſollen ſie nicht verlangen, daß wir ihre Weiſe

annehmen, denn die verſtehen wir nicht!“ tSo ſprach der alte Bornemann, und kein Menſch n
ſich entſinnen, ihn jemals ſoviel und ſo zuſammenhängen

aben ſprechen hören.ß Jetzt ging ein dumpfes Raunen durch den Saal. o
letzte Wort des Alten hatte gezündet, wenn das Zün
überhaupt noch nötig geweſen wäre. „iet einer

„Der Fremden Weiſe verſtehen wir nicht!“ rief r
für ſie alle. „Und darum ſoll man ihnen ſchreiben was n
ihnen ſchon oft geſchrieben, was ſie aber nicht hören e
daß wir ſelbſtändig bleiben und in unſere alten Rechte
mand eingreifen laſſen wollen!“

Allgemeine Zuſtimmung erfolgte.
Noch einmal erhob ſich Pfarrer Mathias und ſprach. ich
„Liebe Brüder, jetzt, wo der Krieg zu Ende iſt. m

ſich auch der Kaiſer unſer erinnern, und wir wollen, thm
ſchreiben, daß er ſein Verſprechen nicht vergeſſen möge Ant

Wieder iaute Zuſtimmung. Dann las Reiner die
wort wie v dem Komitat zugehen ſollte.

So ſtand darin:
„Die Gemeinde Beidenburg ſieht ſich aufs neue

nötigt, zu erklären, daß ihr jeder Gedanke an Aue
Rebellion fernliegt. Wenn wir in der letzten Zeit be die
lichen Widerſpruch erhoben haben, ſo zwang uns ten
Notwendigkeit, r guten alten Rechte ang
und zerſtört werden ſollten.

(Fortſetzung folgk.)
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Halle und Amgebung
Halle 16. Juni.

per zehnprozentige abzug vom Lohn und
Gehalt

Die neueſten Beſtimmungen.
geder Arbeitgeber hat bei jeder Zahlung von Arbeits

runter nicht nur Varlohn, ſondern auch Natural- und
Sachbezüge fallen, 10 vom Hundert des Arbeitslohns,

zwar des Varlohns, einzubehalten. Treffen Varlohn und
ural- oder ſonſtige Bezüge zuſammen und überſteigt der
ert dieſer Bezüge den Barlohn, ſo beſchränkt ſich der Abzug auf
p. H. des Barlohns. Werden alſo monatlich 80 Mark in bar
zhlt und 800 Mark nach den vom Verſicherungsamt feſtgeſetzten

gpreiſen für Wohnung und Verpflegung gerechnet, ſo ſind
nur 16 Mark (20 v. H. des Varlohns) abzugiehen.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers zum Ab-
beſteht für jede vom 25. Juni 1920 ab ſtattfindende Lohn

V

n,
ſtige

lung Dies gilt auch für den vor dem 25. Juni verdienten
in, ſofern die Zahlung erſt am 25. Juni oder ſpäter erfolgt.
einanderrechnungen des vor und nach dem 25. Juni ver
ten Lohnes finden alſo nicht ſtatt. Für diejenigen, deren
In erſt am 25. Juni oder ſpäter ausgezahlt wird, entſteht da
h gegenüber denjenigen, die den Lohn ſchon vor dem 25. Juni
wfangen, keine Härte, weil es ſich nur um die vorläufige Ein-
mmenſteuer handelt und daher das, was jetzt zunächſt weniger
wezogen wird, bei der endgültigen Veranlagung mehr bezahlt

[D muDie kagahlung des ein behaltenen Betrages
An entweder durch Verwendung von Steuermarken oder durch
ſttelbare Eingahlung an die Steuerhebeſtelle des Arbeit

1. Verwendung von Steuermarken
Jeder Arbeitnehmer hat ſich von der Gemeindebehördenes Wohn oder Beſchäftigungsortes eine Steuerkarte aus

len zu laſſen. Die Ausſtellung erfolgt unentgeltlich, ſie kann
m der Gemeindebehörde auch Arbeitgebern überlaſſen werden.

Der Arbeitgeber hat für den einbehaltenen Betrag Steuer
arken in die Steuerkarte einzukleben und zu entwerten.
euermarken von 10 Pfg., 60 Pfg., 1 Mk., 5 Mk., 26 Mk. ſind
den Poſtanſtalten zu beziehen. Die Entwertung erfolgt durch
intragung des Tages der Verwendung; allgemein übliche Ab-

in llebung und Entwertung von Steuermarken bei jeder Lohn-
lung erfolgen, auf Antrag kann jedoch geſtattet werden, daß

je ſtändig beſchäftigte Perſonen die Steuermarken ſtatt bei
er Lohnzahlung am Ende eines jeden Monats oder Kalender-
erteljahrs entwertet oder eingeklebt werden.

c) Der Betrag der entwerteten Marken iſt in die Steuer
einzutragen.

h unmittelbare Eintragung bei der Steuer-
ſtelle des Arbeitnehmers.

Sie erfolgt nur auf Antrag des Arbeitnehmers beim Lan
finanzamt. Um die Genehmigung des Antrags noch vor dem
Juni zu erreichen, muß der Antrag ſchleunigſt eingereicht
den.

d) Die Einzahl muß ſpäte bis zum 10. Tage desvlgenden Monats erfolgen Auf Antrag kann geſtattet werden,

ch die erſt innerhalb der erſten zehn Tage nach Ab
juf eines Kalendervierteljahres erfolgt.

e) Gleichzeitig mit der Einzahlung iſt eine Nachweiſung in
ſoppelter Ausfertigung einzureichen. Nachweiſungen können vom
Ende des Monats ab bei den Finanzämtern bezogen werden. Die
ſichtigkeit der Nachweiſung iſt von dem Arbeitgeber oder ſeinem
vertreter zu beſcheinigen. Die Steuerhebeſtelle gibt nach Prü
fung eine Ausfertigung mit Empfangsbeſcheinigung zurück.

Die einkommenſteuerfreien Beträge (1500 Mk.,
o Mk, 200 Mk.) werden beim Lohnabzug nicht berückſichtigt.
re Berückſichtigung erfolgt erſt bei der endgültigen Veran
lagung der Einkommenſteuer für das Rechnungsjahr 1920.
Eine Anrechnung der 1920 eingeklebten Steuermarken er
hom Arbeitgeber bei der Steuerhebeſtelle auf die für 1920 zu ent
tichtenden Einkommenſteuer findet erſt nach der endgültigen Ver
mlagung für das Rechnungsjahr 1920 ſtatt.

Zuviel entrichtete Beträge werden grundſätzlich auch nicht
r der endgültigen Veranlagung für 1920 zurückgezahlt. Zur
kermeidung von Härten iſt jedoch ſchon eine vorherige Zurück
zahlung für ſolche Fälle vorgeſehen, in denen die vom Arbeit-
whmer für das Rechnunosjahr 1920 endgültig zu entrichtende
Einkommenſteuer vorausſichtlich weniger als 10 v. H. des mut
maßlich im Jahre 1920 zu erzielenden Arbeitseinkommens des
Arbeitnehmers beträgt; entſprechender Antrag iſt vom Arbeit-
nehmer beim Finanzamt zu ſtellen.

Der Arbeitgeber haftet dem Reiche für die Einbehaltung und
hie Entrichtung von 10 d. H. des Arbeitslohnes neben dem Arbeit-
xhmer als Geſamtſchuldner. Die Beſtimmungen über die Er
kbung der Einkommenſtener durch Abzug vom Arbeitslohn ſind
in Zentralllatt für das Deutſche Reich vom 4. Juni 1920
r. N S. 882 abgedruckt. Das Zentralblatt iſt von Carl Hey
nanns Verlag, Berlin W. 8, Mauerſtraße 43/44, zu beziehen.

Die „Räteregierung“ im Halleſchen Volkspark
Allerlei Jntereſſantes erfährt man nach der „Volksſtimme“

wqh über die im „Volkspark“ ſtattgefundene Konferenz der Wirt
ſhaftlichen Räteorganiſation für WMitteldeutſchland. Das Blatt
weint, die Tagung der „revolutionären“ Betriebsräte war wieder
al ein Beiſpiel dafür, wie man ſich an radikaler Phraſeologie
kerauſchen kann, ohne ſich an den wirklichen Aufgaben der Ve

räte zu Irgendein praktiſches Ergebnis hat diekonferenz kaum gegeitigt. Wie ſehr ſich aber die eingelnen Ned
r an leerem r ingel ergötzten und welche kindhaften
gelungen über Vergeſellſchaftlichung und politiſche Möglich
iten beſtehen, laſſen die t einiger Debatteredner er

kmen. Was ſoll man 3. B. halten, wenn Maltzan
kerlin ausführt. Wir müſſen alſo, um ein Gegengewicht zu

n, ſo ſchnell als möglich die Räte regierung ſchaffen,
n einen Kongreß, der ſofort ſtattfinden muß.“ Die Räte

iatur Anhänger in Deutſchland belaufen ſich auf noch nicht
i t der geſamten Wählerſchaft. Gegen 80 von 100 poliüſh Denkfähigen will dieſer Räteſchwärmer durch einen Kon

ges die Räteregierung auf den Thron fe Wie malt ſich
do in ſeinem Kopf die Welt? Derſelbe Redner äußerte weiter:
Die Vetriebsräte müſſen den Unternehmern derart zufetzen, daß
h ganz allein ihre Betriebe verlaſſen. Karl würde
z m Grabe drehen, wenn er dieſen Sproß „vevolutionärer
a noftaktit hören könnte. Selten iſt größerer Un
n geſagt worden. Man kann aber vorſtellen,
en n Geiſt jene Setricheräte erfüllt ſein müſſen, die ſolche

en zum Oberhaupt wählen.
re Vertreter der Sewerkſchaften, die den Räte

aturAnh bekanntlich ein Dorn im Auge find, waren
aſen Sitzung am Sonnabend geladen, während ſie zur Voll

am Sonntag keine Aufforderung zur Beteiligung
halten hatten. Die Gemüter platzten oftmals recht lebhaft auf
r Winkler (Holzarbeiter-Verband), Halle, teilte mit,

die Leipziger nicht mit dem Halleſchen Rumor ihre Rätee

weniſation aufgezogen hätten, fondern in aller Stille innerhalsde n längſt gl hätten. was dieſe Konferenz
n nicht könne. Der Räte, bonze“ Dörr
G ſich an politiſcher u. a.Vdventdeater und

ungen ſind zuläſſig (z. B. 10. Okt. 20). Grundſätzlich ſoll die

Schandgeſetz des Betriebsrätegeſetzes verankert hdatte, waren wir
gezwungen, uns in revolutionäre Kampfftellung zu ſtellen. Die
Gewerkſchaften ſetzen der revolutionären Rätebewegung entſch e-
denen Widerſtand entgegen, der durch das revolutionäre Prole-
tariat gebrochen werden muß. Das haben wir erreicht, indem wir
in die Betriebe gingen und Anhänger für unſere Anßcht 1oarben.
Wir mußten uns aber klar ſein, daß mit den Gewerkſchaften ein
Rätegaufbau ein Unding ſei (1), dazu gehören nur die revo-
lutionären Arbeiter. Wir werden nur lebensſähig blei-
ben, wenn die Betriebsräte in den Betrieben in Oppoſitions-
ſtellung bleiben.“ Maltzan- Berlin führte aus: „Wir
werden, wenn die Mehrheitsſozialiſten nicht wieder in die Kogli
tion eintreten, eine rektionäre Regierung bekommen, die alle Er
rungenſchaften beſeitigt. Wir müſſen alſo, um ein Gegengewicht
zu ſchaffen, ſo ſchnell als möglich die Räteregie-
rung ſchaffen durch einen Kongreß, der ſofort ſtattfinden
muß. Die zukünftigen wirtſchaftlichen Machtkämpfe
werden ſich nicht im Parlament, ſondern auf der S
abſpielen. Wir werden unſere Betriebsräte
immerfrecher unddreiſter machen (1). Die Betriebs-
räte müſſen den Unternehmern derart zuſetzen, daß ſie von ganz
allein ihre Betriebe verlaſſen, denn dieſe ſind nicht Eigentum des
Siemens, Löwe uſw., ſondern Ekgentum der Gemeinwirtſchaft.“
Lemk-Halle: Die Gewerkſchaften werden von uns als Mittel
zum Zweck benutzt. Niemals aber dürfen die Betriebsräte in
den Gewerkſchaften aufgehen. Das Halleſche Gewerkſchafts-
kartell, das ſehr an dem Mangel revolutionären Geiſtes leidet,
kann unter Winkler niemals führend in der Rätebewegung ſein.

Däumig-Berlin: Man muß hiſtoriſch denken können, um
zu begreifen, daß mit Gewerkſchaftsfunktionären der revolutio-
näre Geiſt in den Betrieben nicht vorwärts getrieben werden
kann. Auf das Produktionsverhältnis einzuwirken, ſind unſere
Gewerkſchaften gar nicht eingerichtet. Jhre Pfennigſchacherpolitik
hört auf nach der Verwirklichung des Rätegedankens. Jm
übrigen können äußere Vorgänge ſchon in
wenigen Wochen den Betriebsräten eine ganz
andere Marſchrichtung geben. Unter den vielen
Millionen Arbeitern iſt der größte Teil noch längſt nicht revolu-
tionär; deshalb glaubt der Gewerkſchaftsbund für ſeine Politikin dieſen ungufgeklärten Maſſen Anhang zu finden. Borr-
mann -vBitterfeld: Daß die guten Betriebsräte teuer ſind, wie
die Unternehmer ſagen, haben wir erlebt. Es gibt BVetriebsräte,
die ſonſt radikal waren, heute aber gute Bankkonten haben.

Als einziger Gewerkſchaftsvertreter in der Volllverſammlung
am Sonntag ſprach Heſſe- Halle für den Bergarbeiterverband.
Er führte ans, daß die Rätebewegung einſtweilen eine
Macht nicht hinter ſich habe; und demzufolge wirkſame
Kämpfe nicht führen könne. Die einzige Macht, die heute von
den Arbeitern ausgeübt werden könne, ſtütze ſich noch immer auf
die Gewerkſchaften. Es ſei unverantwortlich, wenn die Arbeiter
als Gewerkſchaftler gegen ihve Gewerkſchaft aufgeveifſcht würden,
damit ſchwäche man nur die Machtpoſilion der Arbeiter gegen-
über den Arbeitgeberverbänden. So leicht, wie ſich Koenen
die Neberführung der Produktionsmittel in die allgemeine Wirt
ſchaft vorſtellt, geht es doch nicht. Man darf den Arbeitern, die
erſt nach der Revolution millionenweiſe in die Gewerkſchaften
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kamen, nicht zumuten, decß ſie nun, erfüllt vom revolutiongren,
ſogialiſtiſch n Geiſt, aus idealen Gründen den Endkampf führen
wollten. Die Erfüllung ihres Sozialiſtentums ſei nur zum Teil
eine Befriedigung ihrer wirtſchaftlichen Bedürfniſſe. Man müſſe
eben alle dieſe Laien tatſächlich verantwortlich zur Grundlage
ſeiner Handlungsweiſe machen.

Vortragskalender
Deutſchnationalen Volksvereins

Halle und Saalkreis.
Am Sonnabend, 19. Juni, von nachmittags 336 bis 10 Ukr

Sonnenwendfeier auf der Peißnitz für Jugendliche und
Erwachſene. Konzert, Volkstänze, Spiele, Fackelzug. Junge
Mädchen (nicht unter 15 Jahren), die an den Tänzen kteilnemen
wollen, werden gebeten, am Dienstag, den 15. Juni, abends um
835 Uhr Martinsberg 21 zur Uebung zu erſcheinen.

Einlaßkarten vom Montag abend ab nur in der Geſchäfts
ſtelle zu haben. Einlaß für Wahlhelfer, Mitglieder und ein-
geführte Gäſte frei.

Am Montag, 21. Juni, abends um 8 Uhr im „Neumarkt-
Schützenhaus“ außerordentliche Hauptverſammlung.

Am Dienstag, 22. Juni, nachmittags um 46 Uhr Dis-
W e der deutſchnationalen Frauen, Jentſch-
traße 11.

Am Dienstag, 13. Juli, abents um 8 Uhr Thaliaſaal: Prof.
Freiherr v. Freytagh-Loringhoven.Regelmäßige Verſammlungsbeſucher können in der Geſchäfts
ſtelle, Alte Promenade 10, Dauerbeſtellung für feſte Plätze vor
nehmen.

Parteimitglieder, die unſere Werbeplakate in ihren Räumen
(Wartezimmer, Läden, Schaufenſter) aushängen wollen, werden
gebeten, ihre Anſchrift der Geſchäftsſtelle zu überreichen.

des

Unſere Spenden
In unſerer Geſchäftsſtelle wurden nachſtehende Beträge ein

gezahlt, über die wir hiermit unter beſtem Dank quittieren.
Gleichzeitig teilen wir mit, daß hiermit die Sammlungen
abgeſchloſſen ſind.

Es gingen ein für:
Spende für das „Grabdenkmal“: Ungenannt5 F. Joedicke, Landesjäger, 5 A. Zuſammen: 9820,20 A.

Grenz-Spende: Zuſammen 1456,95 A.
Spende für die Hinterbliebenen der Trup-

penteile: Zuſammen: 2302 A.
Spenden für die Waiſenanſtalt:

654
Wahlbeiträge: Lentze, Händelſtraße 26, 50 J.,

Beeſener Straße 20, 10 Schweſter M. J. 5 Homann,
Ladenbergſtraße 40, 10 A. Zuſammen 295 M.

Polen-Spende: Zuſammen: 138 A.
Meldung über den Anbau von Kartoffeln

Gemäß Verordnung vom. 29. April 1920 (R. G. B. S. 883)
wird zum Zwecke der Feſtſtellung der KartoffelAnbaufläche
vom Magiſtrat folgendes angeordnet:

s 1. Halleſche Einwohner, die im Stadtgebiete oder aus
wärts Kartoffeln angebaut haben, ſind verpflichtet, die Anbau-
fläche und die zum Anbau verwendete Kartoffelmenge anzu
geben. Zu melden ſind ſowohl die in Freiland als auch die in
Schreberkolonien, Gärten, Hausgärten uſw. angebauten Men-
en, ferner ſowohl die durch den Bund zur Erhaltung und
ehrung der deutſchen Volkskraft, durch Schrebervereine oder

von Händlern uſw. bezogenen Mengen.
s 2. Zum Zwecke der Meldung werden in den ſtädtiſchen

Markenausgabeſtellen zugleich mit den Brotmarken Vordrucke
ausgegeben, welche für die Meldungen über den Anbau von
Kartoffeln zu verwenden ſind. Die Vordrucke ſind bis ſpäteſtens
25. Juni ausgefüllt an die Markenausgabeſtellen zurückzugeben.

83. Die Ausfüllung des Vordrucks hat genau und gewiſſen
haft zu erfolgen. Außer der Bodenfläche und der Menge der
Kartoffeln, die geſteckt wurden, iſt auch der Lieferant des Sacot
gutes anzugeben und mitzuteilen, ob das Land in Halleſcher

lur (nähere Bezeichnung der Lage) oder auswärts liegt.
Ohne dieſe Angabe kann nach erfolgter Ernte der eventl. er
forderliche Einfuhrſchein nicht ausgeſtellt werden.

g 4. Grundeigentümer, Bewirtſchafter und ihre Stellver-
treter ſind verpflichtet, den vom Magiſtrate zur Prüfung der
Richtigkeit der Meldungen beſtellten Perſonen über die Eigen
tums, Vacht und ſonſtigen Nutzungsverhältniſſe, über
Anbau der Grundſtücke uſw. Auskunft zu erteilen. Die zur

Zuſammen:

Z

r

ſchriften, Karten und Plänen verbunden.

Prifung beſlellten Perſonen ſind befugt, die ubetreten. Meſſungen vorzunehmen, auch die Geſchäftsbü der
Bewirtſchafter einzuſehen.,

5. Wer die Angaben, zu denen dieſe Verordnung ver
flichtet, oder wiſſentlich unrichtig macht, das Betreten der
rundſtücke, die Einſicht in die Geſchäftsbücher verweigert, wird

mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und mit Geldſtra bis zu10 000 Mark oder einer dieſer Strafen beſtraft. Wer ſahrläſſg

dieſe Angaben nicht oder unrichtig oder unvollſtändig macht,
wird mit Geldſtrafe bis zu 8000 Mark beſtraft.

S 6. Die Verordnung tritt mit der Bekanntmachung in
Wirkſamkeit.

Hinterbliebenenverſorgung der Angehörigen Vermißter.
Die Angehörigen Vermißter zögern vielfach mit der Stellung
des Antrages auf Hinterbliebenenverſorgung, weil ſie glauben,
daß hiermit zugleich ein Antrag auf Todeserklärung des Vermißten verbunden iſt. Dieſe Auffaſſung iſt irrig. Wach Se
des. Militär-Hinterbliebenengeſetzes können Angehörigen
ſchollener Hinterbliebenenbezüge auch ſchon vor der Todes
erklärung gewährt werden, wenn das Ableben des Verſchollenen
mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt, und nach mehreren
miniſteriellen Erlaſſen kann die Bewilligung von Verſorgungs-
gebührniſſen erfolgen, wenn der Kriegsteilnehmer länger als
12 Monate vermißt iſt. Da bis zur Erledigung der Verſor-
gungsanträge in der Regel längere Zeit vergeht und mit der
Fortzahlung der Familienunterſtützung, die die Angehörigen
Vermißter heute noch beziehen, nur für einen immerhin be-
grenzten Zeitraum gerechnet werden kann, ſo kann den Ange-
hörigen Vermißter nur dringend geraten werden, die Verſor
gungsgebſihrniſſe möglichſt bald zu beantragen. Die Anträge
ſind bei den örtlichen Fürſorgeſtellen für Kriegsbeſchädigte und
Kriegshinterbliebene zu ſtellen,

Blaues Kreuz. Vom 15. bis 21. Juni ſoll in Halle (Saale)
das 14. Mitteldeutſche Bundesfeſt des Blauen Kreuzes, ver
bunden mit der 24. Jahresfeier des Halliſchen Blau-Kreuz-
vereins, abgehalten werden. Die Arbeit des Blauen Kreuzes, wie
überhaupt die der Enthaltſamkeitsvereine. wiſſen aus der Er
ahrun pu berichten, wie auch heute noch der Volksfeind Alkohol
eine Opfer von unſerem aus allen Wunden blutenden Volke
ordert. Ueber dieſe Arbeiten werden Männer der Praxis in
ieſen Tagen berichten. Wir nennen nur hier unter anderen den

durch ſeine Volksſchriften bekannten Generalſekretär des Blauen
Kreuzes Goebel aus Barmen. Am Sonntag und Montagabend werden um 8 Uhr im Dom zwei größere Perſammilunge
ſtattfinden, in denen über Elend und Reitung aus der Trunk-
u a ſpeg“ werden ſoll. Der Sonntag- Nachmittag gehörtem Halliſchen Blau-Kreuzverein mit einer Fefſwerſammitun in

der Stadtmiſſion, Weidenplan 4, wo unter anderen der Bundes
vorſitzende Paſtor Littann aus Magdeburg und General-
ſekretär Goebel aus Barmen ſprechen werden.

Familien- Nachrichten
Geburt: Hans Hädicke (Tochter),
Todesfälle: Am 14. Juni Schuhmachermeiſter Eduacd

Vand im 77. Lebensjahre. Am 18. Juni Wilhelm Stier
im 73. Lebensjahre. Am 14. Juni Pauline Treptow geb.
Vöhme im 78. Lebensjahre.

Provinz Sachſen
Kuffhäuſer-Kriegerbund und Berliner Preſſe

Frankenhauſen, 15. Juni.
Der auf dem Kuyffhäuſer tagende „Kyffhäuſer-

Kriegerbund“ erörterte eingehend die Angriffe von
Berliner Zeitungen gegen das Kriegervereinsweſen. Ein-
ſtimmig wurde, wie unſer Mitarbeiter drahtet, folgende Ent
ſchließung angencmmen:

„Der Geſantvorſtand des Deutſchen Kyſffhäuſerbundes hat
mit Entrüſtung von den Angriffen einiger Berliner Zeitungen
Kenntnis genommen. die vor kurzem auf das deutſche Krieger-
vereinsweſen und ſeinen Geſchäſtsführr, Geh. Regierungsrat
Weſtphal, erfolgten. Er weiſt die Vorwürfe als durchaus unbe-
gründet nachdrücklichſt zurück und ſpricht dem Geh. Rat Weſtphal
ſein vollſtes Vertrauen und ſeinen herzlichen Dank für ſein un-
eigennütziges, erfolgreiches Arbeiten ſeit mehr als 36 Jahren für
das deutſche Kriegervereinsweſen aus

Dammendorf, 15. Juni. (Gedächtnisfeier) Am
Sonntag, den 183. Juni wurde in unſerer Kirche unter überwälti-
gender Teilnahme die vom Vater des gefallenen Oberleutnants
d. Reſ. A. Humbert und durch eine Gemeindeſammlung geſtiftete,
vom Bildhauer Horn aus Halle kunſtvoll ausgeführte Gedächtnis
tafel für unſere gefallenen Krieger feierlich enkhüllt. Sie trägt
die Jnſchrift „Jn Liebe für unſere Prüder. Jm Glauben an den
Sieg. Jn Hoffnung auf Gott.“ Die Gedächtnisrede hatte zum
Text „Nun aber bleibet Glaube, ffnung, be Die An
gehörigen legten eine Fülle von Roſen und Fichenkränzen nieder.
Das mächtige Lutherlied „Ein feſte Burg“ ſchloß die unvergeß
liche Feier. Eine Sammlung für Kriegsbeſchädigte ergab an
nähernd 70 Mark.

y. Nordhauſen, 14. Juni. (Der Nordhäuſer Ge
ſchichts- und Altertumsverein), welcher jetzt 99 Mit
glieder zählt, feierte das Jubelfeſt ſeines 55 jährigen
Beſtehen) vorgeſtern durch eine Feſtſitzung mit Feſtrede des
2. Vereinsvorſihenden Prediger Burſche (Die Entwicklung der
Geſchichtsforſchung und ſchreibung, die Vedeutung des Geſchichts
unterrichts und ſeine Aufgaben für die Jetztzeit und für die Zu
kunft), und geſtern durch einen Ausflug nach Jlfeld mit Vortrag
des 1. Vereinsſchriftführers Lehrer i. R. Karl Meyer in der
Aula der Kloſterſchule (Geſchichte der Burg, des Kloſters und der
Kloſterſchule und des Fleckens Jlfeld). Mit der Feſtſitzung war
eine Ausſtellung der von Vereinsmitgliedern verfaßten und von
ihnen und vom Verein her ausgegebenen geſchichtlichen Druck-

Zu ſeiner Jubelfeier
hat der Verein eine 200 Seiten umfaſſende Feſtſchrift heraus-
gegeben, welche fünf größere Abhandlungen über Themen aus
der Geſchichte der ehemaligen Reichsſtadt Nordhauſen enthält

b. Jena, 15. Juni. (Schwedenkurſus.) An der Uni-
verſität Jena wurde ein ſchwediſcher Ferienkurſus eröffnet.
Ueber 350 Schweden nehmen daran teil. Durch die Univerſität
und die ſtädtiſchen Behörden wurden die ausländiſchen Gäſte auf
das herzlichſte begrüßt. An den Reichspräſidenten wurde folgen
des Telegramm abgeſandt: „Die in Jena zum Ferienkurſus ver
ſammelten Schweden ſenden dem Vertreter des deutſchen Volkes
ehrerbietigen Gruß.“ Auch an den König von Schweden wurde

ein längeres Telegramm abgeſandt.
1. Genthin, 15. Juni. (Verſchiedenes.) In der Stadt

re n wurde Kaufmann Haack mit 12 bürgerlichen
gegen 10 ozialdemokratiſche Stimmen zum Vorſteher wieder
ewählt. Ein Antrag auf Zahlung einer m an dieh en Beamten wurde abgelehnt. ne utomobillinie
ucheim-Genthin--Wuſt ſoll angeſtrebt werden; es ſoll der Kreis

für das Projelt intereſſiert werden. Ein Raubüberfall wurde
auf die Ehefrau Scherf aus Nielebock an der Chauſſee nach dort
von zwei mit Revolvern bewaffnenten Männern verübt und
ihrer VBarſchaft beraubt. Es e die Räuber feſtzunehmen.Die nächſte Kreistagsſitzung ſoll Beſchluß faſſen ter ie Auf
nahme eines Darlehns zur Zeichnung von Aktien für den Klein
bahnbau Güſen--Jerichcw. In Neuenklitſche wurde die
mannswitwe Handtke nachts im Bett

SchreienDrohungen am ugehindert. Außer 700 War



raubten die Diebe Zucker, Schokolade und andere Sachen. Die
Täter ſollen Polen ſein.

sk. Leipzig, 14. Juni. (Ungeſetzliche Einwohner
wehren der U. S, P.) Die Reichswehr-Brigade 19 in Leipzig
weiſt die in einem Artikel der „Leipziger Volkszeitung aufge
ſtellte Behauptung zurück, daß ſie eine Reaktion unterſtütze, die
ſich angeblich zum entſcheidenden Kampfe rüſte, um die Macht
auf nicht verfaſſungsmäßigem Wege an ſich zu bringen. Dabei
weiſt die Brigade ihrerſeits auf die völlig ungeſetzlichen Ein
wohnerwehren der U. S. P. hin, die bereits eine Stärke von
mehr als 24 Kompagnien hätten und nach einwandfreier Beob
achtung noch in den letzten Tagen trotz des ergangenen Verbotes
ihre Uebungen fortſetzten. Aus den Mitteilungen der Brigade
geht ferner hervor, daß ſich unter den in der letzten Zeit in die

Reichswehr eingeſtellten Perſonen eine größere Angahl ehe
maliger Zeitfreiwilliger befanden, die ſich beſonders bedroht
fühlten, weil von Angehörigen der Freien ſozialiſtiſchen Jugend
ihre Häuſer mit Oelfarbe gekennzeichnet waren.

sK. Leipzig, 14. Juni. (185 Millionen ungedeckter
ſtädtiſcher Fehlbetrag.) Der Rat hat den Stadtver
ordneten eine Vorlage über neue Steuererhöhungen zugehen
laſſen. Aus ihr iſt erſichtlich, daß im neuen ſtädtiſchen Haus
haltsplan insgeſamt 185 Millionen Mark ungedeckt bleiben
dürften. Nachdem nun das Reich die direkte Beſteuerung von
Einkommen und Vermögen allein für ſich in Anſpruch genom
men hat, ſieht ſich der Rat gezwungen, die Deckung des Fehlbe
trages durch einen Ausbau der bereits beſtehenden Gemeinde
ſteuern zu ſuchen. Es handelt ſich dabei in erſter Linie um die
Erhöhung der ſtädtiſchen Karten- und Luſtbarkeitsſteuern ſowie
der Miet und Pachtwertſteuer.

en. Leipzig, 15. Juni. (Die Ernſt Keil-Stiftung.)
Um das Andenken an den Schöpfer der „Gartenlaube“, den Ver
lagsbuchhändler und Redakteur Ernſt Keil, zu ehren, hat ſeine
verſtorbene Tochter, Frau Eliſabeth Teichmann geb. Keil, eine
Stiftung mit einem Vermögen von 1 701 600 Mark errichtet. Die
Stiftung ſoll die Beſtrebungen Ernſt Keils lebendig erhalten und
fördern. Ueber die Verwendung der Erträgniſſe iſt beſtimmt
worden, daß mit je 5 bis 3 v. H. Schriftſteller und Schriftſtelle
rinnen, Leipziger Buchhändler, Buchhandlungsgehilfen und
Markthelfer, die unverſchuldet in Not geraten ſind, unterſtützt
werden. 30 v. H. ſollen zu Preiſen für Verfaſſer oder Verfaſſe
rinnen von Werken, die im Sinne der Beſtrebungen Ernſt Keils
abgefaßt ſind, verwendet werden, 20 v. H. zu Stipendien für
mittelloſe aufſtrebende Schriftſteller und Schriftſtellerinnen,
15 v. H. zu Stipendien für Künſtler und Künſtlerinnen, 10. v. H.
zu Ankäufen für das Leipziger Muſeum der bildenden Künſte
und das Kunſtgewerbemuſeum. Mit 10 v. H. ſoll das Stamm-
vermögen der Stiftung vermehrt werden, bis es den Betrag von
5 Millionen Mark erreicht hat. Die Stiftung wird vom Rat der
Stadt Leipzig verwaltet.

1. Jerichow, 15. Juni. Kirſchenpreiſe. Finanz
amt. Winterſchule.) Unglaubliche Preiſe bringen in
dieſem Jahre die Obſtverpachtungen. So wurden für den Kirſchen
behang am Wege Preſter--Calenberge 12 600 Mark geboten (im
Vorjahre 2000 Mark), für die Dannigkower Verpachtung kamen
13 000 Mark und für die Kirſchenernte in Althaus-Leitzkau 17 000
Mark (gegen 3500 Mark im Vorjahre) heraus. Das Finanzamt
des Kreiſes Jerichow J wird nach Burg verlegt. Zur Unter
bringung des Amtes hat die Stadt Burg das Hotel „Zur Eiche“
zum Preiſe von 210 000 Mark erworben Eine landwirtſchaft
liche Winterſchule ſoll zum 1. Oktober in Burg ins Leben treten.
Die Stadt wird einen entſprechenden Zuſchuß leiſten.

„H. 3.“ Sportberichte
Rennen zu Breslau

(Eigener Drahtbericht der „H. Z.“)
Breslau, 15. J i.

1. Schleſiſcher Damenpreis. 1. Hanswurſt (Frhr. von
Berchem), 2. Metronom, 3. Pengö. Tot.: 20, 16, 50. Ferner
Kefen: Marot, Puſchkin, Baltaſar. 2. Jugendpreis. 1. Chi
märe (Huguenin), 2. Sardanapal, 3. Abendſturm. Tot.: 30,
16, 14, 26. Ferner liefen: Handelsmann, Panzerturm, Germa,
Meiſterin, Sorau. 3. Flunkermichel-Ausgleich. 1. Radiola
(Huguenin), 2. Perſeus, 3. Federnelke. Tot.: 21, 12, 12. Ferner
liefen: Rocamadour, Deinhart, Waereghem. 4. Pläswitzer
Jagdrennen. 1. Merovinger II (v. Herder), 2. Wendekreis,
3. Freundlich. Tot.: 13, 10, 18. Ferner lief Malching (gefallen).

5. Falkenhauſen-Nennen. 1. Romanze (Schläffke), 2. Civiliſt,
83. Leichtſinn. Tot. 89, 12, 12, 18. Ferner liefen: Mazeppa
(ſtehen geblieben), Matrawirag, Oberfeldherr, Huſſa. 6. Schet
niger Erinerungsrennen. 1. Saxnot (O. Müller), 2. Mur,
3. ume. Tot.: 41, 18, 25, 49. Ferner liefen: Orkus,Presko, Sybill, Morel, Mark Anton, Sauerklee, Wolter.
7. Preis von Moſchen. 1. Ginſter (K. v. Weſternhagen),
2. Waldfrieden, 8. Artilleriefeuer. Tot.: 50, 25, 28. Ferner
liefen: Demetrius (gefallen), Top Twig.

g. Das IV. natipnale leichtathletiſche Sportfeſt des Vereins
für Bewegungsſpiele, Jena e. V., findet nun endgültig am
25. Juli d. J. ſtatt. An Konkurrenzen ſind vorgeſehen: 100,
400, 1500 Meter Mallaufen, 800 Meter Erſtlingslaufen, Hoch-,
Weit- und Stabhochſprung, Diskus- und Speerwerfen, Kugel-
ſtoßen (Wanderpreis), viermal 100 Meterſtaffel (Wanderpreis),
dreimal 1000 Meterſtaffel (Wanderpreis), olympiſche Staffel
(Wanderpreis), zehnmal 100 Meterſtaffel (Wanderpreis) und
Dreikampf (50 Meter, Weitſprung, Speerwerfen). Für Jugend:
100 Meter, 800 Meter Mallaufen, Weitſprung, Diskuswerfen,
viermal 100 Meterſtaffel (Wanderpreis), Dreikampf (100 Meter,
Weitſprung, Diskuswerfen). Meldeſchluß 16. Juli. Auskunft
erteilt: stud. chem. Fritz Oſchatz, Jena, Kaiſerin Auguſtaſtr. 19.

Ein Staffettenrudern in Gigvierern um den Wander-
preis des Kronprinzen ſchreibt der Berliner Regatta
verein für den 11. Juli aus. Das Rennen führt in drei
Etappen über insgeſamt 1634 Kilometer und muß in Halbaus-
leger Gig-RiemenVierern von einer Mindeſtbreite von 78 Zenti-
metern über Oberkante Dollbord gerudert werden.

DeutſchFinniſcher Länderwettkampf. Verhandlungen
zwiſchen einem finniſchen Regierungsvertreter und dem Deut
ſchen Reichsausſchuß für Leibesübungen haben dazu geführt, daß
im Anſchluß an die Antwerpener Olympiſchen Spiele in Ber
lin ein Länderwettkampf zwiſchen Finnland und
Deutſchland zum Austrag kommt. Die Finnländer ſtellen
re 22 Leichtathleten, 8 bis 10 Ringer, 6 Schwimmer und eine

ußballmannſchaft. Die in Frage kommenden deutſchen Sport
verbände haben ſich bereits zur Teilnahme bereit erklärt. Die
Veranſtaltung ſoll an zwei Tager. zur Durchführung gelangen,
und zwar ſollen am erſten Tage im Deutſchen Sktadion
die Leichtathleten, Ringer und Schwimmerx. zu Worte kommen,
während am zweiten Tage die Fußballer ſich auf einem der Ber
liner Fußballplätze treffen. Als genaue Termine kommen vor-
ausſichtlich Mittwoch, der 25. und Donnerstag, der 26. Auguſt
in Frage. Da ſowohl die deutſchen Leichtathleten wie auch die
Schwimmer ihre deutſchen Meiſterſchaften am 15. Auguſt aus
tragen, ſo kann damit gerechnet werden, daß auch die wirklich
beſten deutſchen Sportsleute den Finnländern gegenübergeſtellt

n. Die Finnländer verfügen beſonders in den Wurfweit
ben über das wohl beſte Material aller Länder, was ſich aus
kürglich aufgeſtellten neuen Weltrekord im Speerwerfen mit
m ergibt. Auch die finnländiſchen Schwimmer repräſen

Klaſſe. finnländiſchen Ringer gelten bekannte h h ß

Volkswivlſſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original Arttkel und Original Weldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Jm Jntereſſe der KAügemeinheit
rw. Jm Bergbau iſt vor kurzem eine neue Schichtlohn

erhöhung von s Mark beſchloſſen worden. Trotz dieſer nicht un
weſentlichen Lohnſteigerung, die im Jahre faſt 2000 Mark aus
macht, ſind von verſchiedenen Blättern Angriffe gegen die Zechen
verwaltungen gerichtet worden, weil dieſe angeblich aus Profit
ſucht den Wünſchen der Bergarbeiter nicht genügend Rechnung
getragen hätten.

Derartige Angriffe verkennen vollkommen, daß die Zechen-
beſitzer nicht aus Eigennutz, ſondern nur im Jntereſſe der Allge-
meinheit den zu weit gehenden Forderungen auf Lohnerhöhung
Widerſtand entgegenbringen müſſen, um nicht die Kohlenpreiſe
noch weiter ſteigen zu laſſen, als es bisher ſchon der Fall war.
Da die Leiſtung auf den Kopf der Geſamtbelegſchaft berechnet im
Bergbau zurzeit günſtigenfalls 0,5 Tonnen je Schicht ausmacht,
würde eine Lohnerhöhung von 5 Mark je Schicht eine Verteuerung
der Kohle um 10 Mark je Tonne zur Folge haben. Erfahrungs-
gemäß kann die Verteuerung der Materialien und der ſonſtigen
allgemeinen Unkoſten auf denſelben Betrag geſchätzt werden wie
die Mehrbelaſtung mit Löhnen. Rechnet man noch die 20 Prozent
betragende Kohlenſteuer und die Umſatzſteuer hinzu, ſo würde
eine Lohnerhöhung von 5 Mark ganz automatiſch eine Kohlen
preiserhöhung um rund den fünffachen Betrag, alſo um 25 Mark
je Tonne, verurſachen, das heißt, den doppelten des in Friedens-
zeiten für die Tonne Kohle gezahlten Betrages. Dieſe Mehr
belaſtung können die Zechenbeſihzer aus eigenen Mitteln natürlich
nicht tragen, da ſie, auf 80 Millionen Tonnen Förderung be-
rechnet ſo hoch war ungefähr die rheiniſch-weſtfäliſche Förde-
rung im Jahre 1919 jährlich 2000 Millionen Mark ausmachen
würde, das heißt, die Hälfte des Betrages, auf den in Friedens
zeiten der Geſamtwert der deutſchen Zechen veranſchlagt wurde.
Die Zechenbefitzer würden alſo genötigt ſein, die entſtehenden
Mehrkoſten auf die Verbraucher abzuwälzen. Die Verbraucher
müßten wohl oder übel dieſe Mehrbelaſtung zahlen, da ſie auf die
Kohle nicht verzichten können, ſondern dieſe ohne Rückſicht auf den
Preis zur Aufrechterhaltung des Wirtſchaftslebens kaufen müſſen.
Die Zechenbeſitzer ſind ſich aber wohl bewußt, daß die Kohlen
preiſe eine noch weitere Erhöhung wie die bereits bisher ſtatt-

efundenen nur ſchlecht vertragen, und hauptſächlich aus dieſemErſichtspunkte heraus ſetzen ſie den übertriebenen Forderungen

der Bergarbeiter Widerſtand entgegen. Das Verhalten der Zechen-beſitzer ſollte deshalb in der Oeffentlichkeit mehr Verſtändnis

finden, als es bisher teilweiſe der Fall geweſen iſt.

Induſtrie, Handel, Handwerk
Tätigkeit im Oberbergamtsbezirk Halle. Jm erſten

Vierteljahr betrug die Förderung an Steinkohle auf dem
einen Werke des Bezirkes 8620 Tonnen gegen 1858 Tonnen im
1. Vierteljahre des Vorjahres. Die Zahl der dort beſchäftigten
Perſonen iſt von 38 i. V. auf 195 geſtiegen. An Braunkohle
wurden auf 205 Werken (201 i. V.) 12,84 Mill. T. gegen 10,09
Millionen gefördert. Die Belegſchaften wuchſen um 25 192
Mann auf 86984. Jn der Steinſalzgewinnung iiſt
eine Zunahme von 75 099 Tonnen auf 140 695 T. feſtzuſtellen.
Die Kaliförderung von 426827 T. im gleichen Viertel-
jahr des Vorjahres auf 1142761 T. in dieſem Jahre. Die
Zunahme der Förderung von Siedeſalzen beträgt 2095 T.
Die Belegſchaften ſind auch in den Salzbergwerken vergrößert
worden.

Die Lage in der Schuhwareninduſtrie. Jn den Schuhwaren
fabriken herrſcht nach wie vor noch überall Geſchäftsſtille. Da
die Läger mit Waren reichlich verſehen ſind, wird an eine Be
lebung des Geſchäfts vorderhand nicht zu denken ſein. Jm
Kleinhandel iſt das Geſchäft etwas beſſer, jedoch kommt es auch
hier nicht zu nennenswerten Umſätzen, denn der Schuhmacher
deckt meiſt auch nur ſeinen täglichen Bedarf. Sobald die Preiſe
am Rohhäutemarkt ſtabil geworden ſind, dürfte jedoch mit einer
leichten Beſſerung des Geſchäfts zu rechnen ſein.

Eine Wein- und Spirituoſen-Vörſe in Leipzig. Jm Einver
nehmen mit dem Verein Leipziger Weinhändler und dem Verein
der Großdeſtillateure Sachſens findet jeden Freitag in der Zeit
von 12--1 Uhr im großen Börſenſaale der Leipziger Börſe nach
dem Vorbild der Städte Hamburg, Frankfurt a. M., Köln,
Mannheim uſw. eine Wein- und Spirituoſen-Börſe ſtatt. Sie
ſoll allen Intereſſenten die Möglichkeit zur gegenſeitigen Aus
ſprache und zu Geſchäftsabſchlüſſen bieten.

Preistreibereien bei ausländiſchen Kartoffeln. Der Deutſche
Kartoffelgroßhändler- Verband hat dem Reichsminiſterium mit
geteilt, daß die holländiſchen Kartoffeln infolge Sonderzuſchlages
eines holländiſchen Händlerkonſortiums um zweihundert Gul-
den, alſo dreitauſend Mark für den Waggon, verteuert werden.
Das bedeutet einen Aufſchlag von 30 Mark auf den Zentner
Kartoffeln. Dieſe Verteuerung ſei nur möglich infolge der
Monopoliſierung der Kartoffeleinfuhr. Der Verband hat daher
die vollſtändige Freigabe der Kartoffeleinfuhr beim Reichsernäh
rungsminiſterium vbeantragt, damit der jetzigen Bewucherung
des deutſchen Volkes Einhalt geboten wird. Wie verlautet, ſoll
die Reichskartoffelſtelle und das bei ihr gebildete, aus
acht Perſonen beſtehende Händlerkonſortium, der Freigabe der
Einfuhr erheblichen Widerſtand entgegenſetzen.

Neue Kohlenlager in Belgien. Wie gemeldet wird, iſt
man in der Provinz Limburg auf Kohlenlager geſtoßen,
die ſehr bedeutend ſein ſo llen.

Made in Germany. Jm engliſchen Unterhauſe teilte der
Handelsminiſter Sir Robert Horne mit, er hoffe, bald eine Ge-
ſetzesvorlage einbringen zu können, wonach alle Einfuhrwaren
mit dem Namen des Urſprunglandes verſehen ſein
müſſen.

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionsbezirk Halle
(Saale) einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen wurden
am 14. d. M. für Kohlen, Koks, Briketts und Naßpreßſteine ge
ſtellt 5061 Wagen zu 10 Tonnen, nicht geſtellt 278 Wagen zu
10 Tonnen.

Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. f. d. dt. Elektr. Notiz)
51745 Mark.

Aktiengeſellſchaften
Aus dem Konzern der Werſchen-Weißenfelſer Braunkohlen

Akt.Geſ. Bei der Gewerkſchaft Chriſtoph-Friedrich ſtellt ſich für
das letze Geſchäftsjahr der Bruttogewinn auf 984 000 Mark
(938 200 i. V.). Davon ſind abgegangen 827 500 M. Unkoſten
(200 100), 165 300 M. Obligationszinſen (168 800) und 489 200
Mark Abſchreibungen (559 900). Die Grubenfelder ſtehen in der
Bilanz mit 4,39 Mill. M. (4,46).

Anhydat Lederwerke A.G. in Hersfeld. Die Abſchluß-
ziffern der Geſellſchaft für das Geſchäftsjahr 1919 decken ſich
vollkommen mit denen für 1918: Wiederum werden aus 240 900
Mark als Shyndikatsrente angegebenen Einnahmen 59 500 M.
Unkoſten und 30 000 M. Abſchreibungen gedeckt. Aus dem Rein
gewinn von wieder 150 500 M. wird eine Dividende von
6 Proz. (wie im Vorjahr) in Vorſchlag gebracht. (Die Firma
wird unſern Leſern noch aus dem Erzbergerprozeß in Erinne-
rung ſein. D. Red.)

Norddeutſche HagelVerſicherungs- Geſellſchaft auf Gegen
ſeitigkeit zu Berlin. Die Geſellſchaft hat ihre Geſchäftsräume
nach Berlin W. 50, Paſſauer Straße 4 verlegt.

Braunſchweiger PortlandZementwerke in Salder. Die
ſchlägt eine Kapitalerhöhung um 417 000 M. auf

wurden den fremden Geldern 8272,9 Mill. M. en

1000 200 vor. Das erhöhte Kapital ſoll gleichgeſtellt werd
durch Fortfall der Vorrechte der bisherigen Vorzugsatktien

Reichsbank. Der Ausweis der Reichsbank für die
Juniwoche zeigte auf den Anlagekonten im ganzen eirge
un beträchtliche Entlaſtung. Die geſam.e Kapitalanlage
im weſentlichen dadurch, daß die Flüſſigteit des Gelemarte
wieder einen befriedigenden Abſatz von Schatzanweiſ agen
freien Verkehr ermöglichte, um 32705 Mällionen Mart
39 608,9 Millionen Mark ab, die bankmäßige Deckung für
allein genommen um 8297,1 Millionen Mark auf 89 1998 m
lionen Mark, die ſonſtigen Aktiven ſtiegen um 908,9 Mill til
Mark auf 12066,1 Millionen Mark. Auf der anderen

enderen Veſtände auf 13 760,7 Mill. M. zurnagingen d d
ſprüche des Verkehrs an Zahlungsmitreln waren in der Verge
woche wiederum überaus ſtark. An papierenen Zahlungeme
(Banknoten und Darlehnskaſſenſcheinen zuſammengenomme
wurden 625,8 Mill. M. neu beanſprucht. Jm einzelnen n
diesmal der Banknotenumlauf um 631,8 Mill. M. auf 50 6 n
Mill. M. zu; dagegen verringerte ſich der Umlauf an Darlehn

kaſſenſcheinen um 6,5 Mill. M. ns
Berliner Börſenberichte
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—7Börſenbericht. Der heutige Börſenverkehr ich z ugspBeginn ein recht feſtes Gepräge, das ſeinen öre en bei n

der Verflauung des Markkurſes im Auslande und der da geſt.
hin erfolgten Steigerung der Deviſenkurſe hatte, teilweiſe ws abends von
auch der Pariſer Meldung zugeſchrieben wurde, wonach d
leitenden Staatsmänner von England und Frankreich auf der
Plan einer internationalen Anleihe ſich geeinigt hätten, die dem
wirtſchaftlichen Wiederaufbau von Frankreich und Deutſchla
dienen ſollte. Das Fehlen von Abnehmern trug hauptſächlich Di
dazu bei, daß ſchon kleine Aufträge recht anſehnliche Kurz garke S
erhöhungen, namentlich für Hüttenaktien zur Folge hatte
Bismarckhütte gewann 16 Prozent, Bochumer 6, rpener zeit Di
weilig 11, Lothringer Hütte 9, Hohenlohe 12, Rombacher u diſqhen
Prozent. Auch Farbwerte hoben ſich teilweiſe bemerkenswe
Kolonialpapiere ſetzten höher ein, blieben ſpäterhin aber nis In
voll behauptet, wie auch überhaupt ſchließlich infolge Abnahne ine
der Geſchäftstätigkeit eine leichte Ermüdung ſich geltend machte ar
Am Anlagemarkt veränderte ſich der Kursſtand nur wen Du
Intereſſe zeigte ſich auch in Bankaktien. Berliner Handels e

ſellſchaft hob ſich um 12 Prozent. Nalta eProduktenbericht. Am Produktenmarkt geriet die Abwärte
bewegung der Haferpreiſe infolge vielfacher Verkaufsaufträc x Di
in raſcheren Fluß. Für Hülſenfrüchte zeigten ſich kaum Käufer M haben beſo
guch in Lupinen ſtellte ſich der Umſatz äußerſt ſchwierig. Se liſchen
della war nur für Futterzwecke etwas befragt, Heu ſehr ſchwack
Neue Ware wurde unter den Preiſen für alte angeboten Stry

litt unter großem Angebot. Wetter: heiß. S Jmm
Vern Berliner rerlin, 15. Juni. Preiſe für 1000 kg in Mart, (VorEgſmadegarter 1250/1300 Banca-Straits-Billton
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